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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 2 U 80/13 B 
 
L 9 U 1532/10 (LSG Baden-Württemberg) 
S 15 U 4065/07 (SG Reutlingen) 
 
 
 
………………….…., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Holz und Metall, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. Juni 2013 durch den Richter 

Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden sowie die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l  

und den Richter   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 26. Februar 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung des 

Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 Sozial-

gerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG den geltend gemachten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels nicht hin-

reichend bezeichnet. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG kann ein Verfahrensmangel auf die Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. "Ohne 

hinreichende Begründung" ist indes nicht formell, sondern materiell im Sinne von "ohne hinrei-

chenden Grund" zu verstehen (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5). Da sich das LSG von seinem 

sachlich-rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu 

erheben (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 9), wäre darzulegen gewesen, inwiefern nach 

den dem LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sach-

verhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar offengeblieben sind, damit zu einer weite-

ren Aufklärung des Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden hat und die so zu ermit-

telnden Tatsachen nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind (BSG vom 

19.6.2008 - B 2 U 76/08 B - mwN). Daran fehlt es hier. 

 

Der Kläger behauptet lediglich, dass sich das LSG von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt 

aus hätte gedrängt fühlen müssen, ein weiteres Gutachten einzuholen, legt dies mit der Be-

schwerdebegründung aber nicht dar. Er führt stattdessen nur aus, weshalb es aus seiner Sicht 

einer weiteren Sachverhaltsaufklärung bedurft hätte. Im Kern rügt der Kläger die mit der Nicht-

zulassungsbeschwerde nicht angreifbare Beweiswürdigung durch das LSG, das der Einschät-

zung von Prof. Dr. L       gefolgt ist, wonach eine Einstauchungsfraktur nicht plausibel sei. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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